
alt Änderungssatzung 
Beitrags- und Gebührensatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR 
vom 25.02.2016 in der Fassung der 1. Änderung vom 21.12.2016 zu 
der Entwässerungssatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR und der 
Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen, jeweils für das Entsorgungs-
gebiet der Abwasserbetrieb TEO AöR, jeweils vom 25.02.2016 

Beitrags- und Gebührensatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR 
vom 25.02.2016 in der Fassung der 2. Änderung vom xx.xx.xxxx zu 
der Entwässerungssatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR und der 
Satzung der Abwasserbetrieb TEO AöR über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen, jeweils für das Entsorgungs-
gebiet der Abwasserbetrieb TEO AöR, jeweils vom 25.02.2016 

 Artikel I 
§ 4 

Schmutzwassergebühren 
 

(8) Zur Deckung der Abwasserabgaben, die die Abwasserbetrieb 
TEO AöR anstelle der Einleiter entrichtet, die im Jahresdurch-
schnitt weniger als 8 m³ je Tag Schmutzwasser aus Haushaltun-
gen oder ähnliches Schmutzwasser einleiten, (§ 64 Abs. 1 S. 1 
LWG NRW) erhebt die Abwasserbetrieb TEO AöR Kleineinleiter-
abgaben. Die Kleineinleiterabgabe wird nach der Zahl der Ein-
wohner des Grundstückes festgesetzt, die am 31.12. im Erhe-
bungszeitraum gemeldet waren. 

§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
(8) Zur Deckung der Abwasserabgaben, die die Abwasserbetrieb 

TEO AöR anstelle der Einleiter entrichtet, die im Jahresdurch-
schnitt weniger als 8 m³ je Tag Schmutzwasser aus Haushaltun-
gen oder ähnliches Schmutzwassern einleiten, erhebt die Abwas-
serbetrieb TEO AöR Kleineinleiterabgaben. Die Kleineinleiter-
abgabe wird nach der Zahl der Einwohner des Grundstückes 
festgesetzt, die am 31.12. im Erhebungszeitraum gemeldet wa-
ren. 

 Artikel II 
§ 11 1) 

Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm 
 

(2)    Die Gebührenpflicht für die Entleerung und die Abfuhr gemäß Ziff. 
I.4, II.3 und III.3 und IV.4 (dort auch Behandlung und 
Entsorgung), jeweils 1. Spiegelstrich der Anlage 
„Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung entsteht mit 
dem Zeitpunkt der Abfuhr. Die Gebührenpflicht für die 
Behandlung und Entsorgung des Klärschlamms gemäß Ziff. I.4, 
II.3 und III.3, jeweils 2. Spiegelstrich der Anlage 
„Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung entsteht mit 
dem Zeitpunkt der Übernahme des Anlageninhalts in die zentrale 
Kläranlage. 

§ 11 1) 
Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm 

 
(2) Die Gebührenpflicht für die Entleerung und die Abfuhr gemäß Ziff. 

I.4, II.3 und III.3 und IV.4, jeweils 1. Spiegelstrich der Anlage „Ab-
gabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung entsteht mit dem 
Zeitpunkt der Abfuhr. Die Gebührenpflicht für die Behandlung und 
Entsorgung des Klärschlamms gemäß Ziff. I.4, II.3, III.3 und IV.4, 
jeweils 2. Spiegelstrich der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -
sätze“ zu dieser Satzung entsteht mit dem Zeitpunkt der Über-
nahme des Anlageninhalts in die zentrale Kläranlage. 

Beitrags- und Gebührensatzung 

Anlage 1 zur Vorlage 2017/143



 Artikel III 

§ 12 
Gebühr für das Auspumpen und Abfahren 
der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben 

 
(1) Für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslo-

sen Gruben und deren Beseitigung wird die Gebühr – jeweils dif-
ferenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der 
Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. 
I.5, II.4 und IV.5) nach der abgefahrenen Menge pro m³ erhoben. 
Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das Absaugen etwa erfor-
derliche Spülwasser. Bei jeder Entsorgung ist die Menge des ab-
zufahrenden Grubeninhalts zu ermitteln und der ermittelte Wert 
von dem Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten 
schriftlich zu bestätigen. 

 
(2) Die Gebührenpflicht für die Entleerung und die Abfuhr gemäß Ziff. 

I.5, II.4 und IV.5 (dort auch Behandlung und Entsorgung), jeweils 
1. Spiegelstrich der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ ent-
steht mit dem Zeitpunkt des Auspumpens. Die Gebührenpflicht 
gemäß Ziff. I.5, II.4, jeweils 2. Spiegelstrich der Anlage „Abga-
benmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung entsteht mit dem 
Zeitpunkt der Übernahme des Anlageninhalts in die zentrale Klär-
anlage. 

§ 12 
Gebühr für das Auspumpen und Abfahren 
der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben 

 
(1) Für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abfluss-

losen Gruben und deren Beseitigung wird die Gebühr – jeweils 
differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe 
der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung 
(Ziff. I.5, II.4, III.4 und IV.5) nach der abgefahrenen Menge pro m³ 
erhoben. Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das Absaugen 
etwa erforderliche Spülwasser. Bei jeder Entsorgung ist die Men-
ge des abzufahrenden Grubeninhalts zu ermitteln und der ermit-
telte Wert von dem Grundstückseigentümer oder dessen Beauf-
tragten schriftlich zu bestätigen. 

 
(2) Die Gebührenpflicht für die Entleerung und die Abfuhr gemäß Ziff. 

I.5, II.4, III.4 und IV.5, jeweils 1. Spiegelstrich der Anlage „Abga-
benmaßstäbe und -sätze“ entsteht mit dem Zeitpunkt des Aus-
pumpens. Die Gebührenpflicht gemäß Ziff. I.5, II.4, III.4 und IV.5, 
jeweils 2. Spiegelstrich der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -
sätze“ zu dieser Satzung entsteht mit dem Zeitpunkt der Über-
nahme des Anlageninhalts in die zentrale Kläranlage. 

 Artikel IV 

§ 12a 
Verwaltungsgebühr 

 
(1) Die Abwasserbetrieb TEO AöR erhebt eine Verwaltungsgebühr 

auf der Grundlage der §§ 1,2 und 5 KAG NRW für die Bearbei-
tung von über den beschiedenen Erstantrag hinausgehenden 
weiteren Entwässerungsanträgen gem. § 14 Abs. 1 der Entwäs-
serungssatzung der Abwasserbetrieb TEO AöR nach Stundens-

§12 a ist in die Verwaltungsgebührensatzung übertragen worden 



ätzen. 
 
Verwaltungsgebührenschuldner ist der Antragsteller. Mehrere 
Verwaltungsgebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. Die 
Verwaltungsgebühr entsteht für jeden weiteren über den beschie-
denen Erstantrag hinaus gestellten und bearbeiteten Entwässe-
rungsantrag. Die Verwaltungsgebühr wird einen Monat nach Be-
scheidung des die Gebührenpflicht auslösenden Antrags fällig. 
 
Die Verwaltungsgebühr beträgt für jeden über den beschiedenen 
Erstantrag hinausgehenden weiteren beschiedenen Entwässe-
rungsantrag je angefangene halbe Stunde 26,30 €. 
 
Bei der Festsetzung der Gebühr ist auch die Vorbereitungszeit zu 
berücksichtigen. Wird der Entwässerungsantrag abgelehnt oder 
vor seiner Bescheidung zurückgenommen, so werden 50 % der 
aufgeführten Gebühr erhoben. 

 
 Artikel V 

§ 15 
Beitragsmaßstab 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt: 
 

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d. h. bei Grundstü-
cken im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) und im Au-
ßenbereich (§ 35 BauGB): die tatsächliche Grundstücksflä-
che bis zu einer Tiefe, die sich – jeweils differenziert nach 
Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage 
„Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.7, 
II.5 und III.4 und IV.6) bestimmt (Tiefenbegrenzung). Die Tie-
fenbegrenzung wird von der Grundstücksgrenze gemessen, 
die der Erschließungsstraße zugewandt ist, die das Grund-
stück wegemäßig erschließt. Bei Grundstücken, die nicht an 
eine Erschließungsstraße unmittelbar angrenzen, wird die 

§ 15 
Beitragsmaßstab 

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt: 
 

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d. h. bei Grund-
stücken im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) und 
im Außenbereich (§ 35 BauGB): die tatsächliche Grund-
stücksfläche bis zu einer Tiefe, die sich – jeweils differen-
ziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe 
der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Sat-
zung (Ziff. I.7, II.5 und III.5 und IV.6) bestimmt (Tiefenbe-
grenzung). Die Tiefenbegrenzung wird von der Grund-
stücksgrenze gemessen, die der Erschließungsstraße zu-
gewandt ist, die das Grundstück wegemäßig erschließt. 
Bei Grundstücken, die nicht an eine Erschließungsstraße 



Fläche von der zu der Erschließungsstraße liegenden 
Grundstücksseite zugrunde gelegt. Reicht die bauliche oder 
gewerbliche Nutzung über diese Tiefenbegrenzung hinaus, 
so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere 
Grenze der baulichen Nutzung bestimmt wird, die einen Ent-
wässerungsbedarf nach sich zieht. Grundstücksteile, die le-
diglich die wegemäßige Verbindung zur Straße herstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberück-
sichtigt. Bei Grundstücken, die gleichzeitig an mehrere kana-
lisierte Erschließungsanlagen angrenzen, ist bei der Ermitt-
lung der Grundstücksfläche stets die Erschließungsanlage 
maßgebend, an der das Grundstück mit der längsten Front 
liegt, unabhängig davon, ob die dort verlegte Kanalleitung 
auch tatsächlich in Anspruch genommen wird bzw. werden 
soll. 

 
(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche – 

jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach 
Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser 
Satzung (Ziff. I.8, II.6 und III.5 und IV.7) mit einem Veranlagungs-
faktor nach der Anzahl der Geschosse vervielfacht. 

 
(4) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan 

festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist der 
Bebauungsplan nur die zulässige Höhe der Bauwerke und keine 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als Ge-
schosszahl die Höhe des Bauwerks geteilt durch einen Divisor, 
der sich – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet 
– nach Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu 
dieser Satzung (Ziff. I.9, II.7 und III.6 und IV.8) bestimmt, wobei 
Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet oder aufgerundet wer-
den.  

 
(6) In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 

genannten Nutzungsfaktoren – jeweils differenziert nach Stadt- 

unmittelbar angrenzen, wird die Fläche von der zu der Er-
schließungsstraße liegenden Grundstücksseite zugrunde 
gelegt. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über 
diese Tiefenbegrenzung hinaus, so ist die Grundstückstie-
fe maßgebend, die durch die hintere Grenze der baulichen 
Nutzung bestimmt wird, die einen Entwässerungsbedarf 
nach sich zieht. Grundstücksteile, die lediglich die wege-
mäßige Verbindung zur Straße herstellen, bleiben bei der 
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. Bei 
Grundstücken, die gleichzeitig an mehrere kanalisierte Er-
schließungsanlagen angrenzen, ist bei der Ermittlung der 
Grundstücksfläche stets die Erschließungsanlage maßge-
bend, an der das Grundstück mit der längsten Front liegt, 
unabhängig davon, ob die dort verlegte Kanalleitung auch 
tatsächlich in Anspruch genommen wird bzw. werden soll. 

 
(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche – 

jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach 
Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser 
Satzung (Ziff. I.8, II.6 und III.6 und IV.7) mit einem Veranlagungs-
faktor nach der Anzahl der Geschosse vervielfacht. 

 
(4) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan 

festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist der 
Bebauungsplan nur die zulässige Höhe der Bauwerke und keine 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als Ge-
schosszahl die Höhe des Bauwerks geteilt durch einen Divisor, 
der sich – jeweils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet 
– nach Maßgabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu 
dieser Satzung (Ziff. I.9, II.7 und III.7 und IV.8) bestimmt, wobei 
Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet oder aufgerundet wer-
den.  

 
(6) In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 

genannten Nutzungsfaktoren – jeweils differenziert nach Stadt- 



bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgaben-
maßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.10, II.8 und III.7 
und IV.9) erhöht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in einem 
Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der vorhandenen Be-
bauung und sonstigen Nutzung als Kerngebiete, Gewerbegebiete 
oder Industriegebiete anzusehen sind oder wenn eine solche 
Nutzung aufgrund der in der Umgebung vorhandenen Nutzung 
zulässig wäre. 

bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgaben-
maßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.10, II.8 und III.8 
und IV.9) erhöht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in einem 
Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der vorhandenen Be-
bauung und sonstigen Nutzung als Kerngebiete, Gewerbegebiete 
oder Industriegebiete anzusehen sind oder wenn eine solche 
Nutzung aufgrund der in der Umgebung vorhandenen Nutzung 
zulässig wäre. 

 Artikel VI 
§ 16 

Beitragssatz 
 

(1) Der Beitragssatz bemisst sich – jeweils differenziert nach Stadt- 
bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgaben-
maßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.11.a, II.9.a und 
III.8.a und IV. 10.a). 

 
(2) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in einzelnen Ortsteilen vor 

Einleitung der Abwässer in die öffentliche Abwasseranlage eine 
Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung der Abwässer auf dem 
Grundstück verlangt oder darf nur Regenwasser oder nur 
Schmutzwasser in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet 
werden (Teilanschluss), ermäßigt sich der Anschlussbeitrag – je-
weils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maß-
gabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Sat-
zung (Ziff. I.11.b, II.9.b und III.8.b und IV.10.b). Dies gilt nicht für 
Grundstücke mit industriellen oder sonstigen Betrieben, bei denen 
die Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass die 
Abwässer dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad und der 
üblichen Verschmutzungsart der eingeleiteten Abwässer entspre-
chen. 

§ 16 
Beitragssatz 

 
(1) Der Beitragssatz bemisst sich – jeweils differenziert nach Stadt- 

bzw. Gemeindegebiet – nach Maßgabe der Anlage „Abgaben-
maßstäbe und -sätze“ zu dieser Satzung (Ziff. I.11.a, II.9.a und 
III.9.a und IV. 10.a). 

 
(2) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in einzelnen Ortsteilen vor 

Einleitung der Abwässer in die öffentliche Abwasseranlage eine 
Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung der Abwässer auf dem 
Grundstück verlangt oder darf nur Regenwasser oder nur 
Schmutzwasser in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet 
werden (Teilanschluss), ermäßigt sich der Anschlussbeitrag – je-
weils differenziert nach Stadt- bzw. Gemeindegebiet – nach Maß-
gabe der Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ zu dieser Sat-
zung (Ziff. I.11.b, II.9.b und III.9.b und IV.10.b). Dies gilt nicht für 
Grundstücke mit industriellen oder sonstigen Betrieben, bei denen 
die Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass die 
Abwässer dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad und der 
üblichen Verschmutzungsart der eingeleiteten Abwässer entspre-
chen. 

 VII 



 2)        Die §§ 4, 11, 12, 15 und 16 und Anlage „Abgabenmaßstäbe und -sätze“ wurden 
durch die 2. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung der Ab-
wasserbetrieb TEO AöR vom xx.xx.xxxx mit Wirkung vom xx.xx.xxxx geändert. 
Durch die Änderungssatzung wurde § 12a entnommen. 

 
 


